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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. welche Kommunen seit 2013 für welchen Zeitraum ihre Konzessionen neu und
unter Angabe der maßgeblichen Gründe gemäß § 46 Absatz 3 des Energiewirt-
schaftsgesetzes (EnWG) an welchen Konzessionär vergeben haben;

2. welche Kommunen seit 2013 nach der Bekanntmachung der Verfahrenseinlei-
tung im Bundesanzeiger auch ihre Vergabeentscheidung zusammen mit den
maßgeblichen Gründen hierfür (§ 46 Absatz 3 EnWG) bekannt gemacht haben;

3. welche Kommunen seit 2013 nach der Bekanntmachung der Verfahrenseinlei-
tung im Bundesanzeiger bei einem Wechsel des Konzessionärs auch ihre Ver-
gabeentscheidung (§ 46 Absatz 3 EnWG) bekannt gemacht haben;

4. welche Kommunen seit 2013 nach der Bekanntmachung der Verfahrenseinlei-
tung im Bundesanzeiger auch bekannt gemacht haben, dass das Vergabeverfah-
ren wiederholt wurde;

5. welche Kommunen seit 2013 auf Veranlassung von Behörden des Landes eine
Wiederholung des Vergabeverfahrens vorgenommen haben;

6. bei welchen Kommunen seit 2013 die Konzessionsvergaben gerichtlich über-
prüft wurden;

7. welche Kosten den Kommunen im Zuge der Konzessionsvergabeverfahren ent-
standen sind;

Antrag

der Abg. Gernot Gruber u. a. SPD

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Vergabe von Konzessionen in baden-württembergischen

Strom- und Gasnetzen
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8. wie sie die gegenwärtige Rechtslage der Konzessionsvergabe beurteilt, insbe-
sondere im Hinblick auf eine mögliche Beteiligung der Energieversorgungsun-
ternehmen an den Kosten des Vergabeverfahrens.

20. 07. 2017

Gruber, Rolland, Born, Gall, Kopp SPD

B e g r ü n d u n g

Führt das Konzessionsvergabeverfahren nicht zu einem Wechsel des Konzes-
sionärs, wie das in der Mehrzahl der Vergaben der Fall ist, können den Gemein-
den, Stadtwerken oder anderen Wettbewerbern je Vergaberunde erhebliche Ko-
sten entstehen. Ein echter Wettbewerb um die Netze könnte deshalb durch hohe
Kosten behindert werden. Rechtsunsicherheiten, die die hohen Kosten für das
Vergabeverfahren weiter in die Höhe treiben, könnten Städte und Gemeinden da-
von abhalten, eine neue oder effizientere Energieversorgung einzufordern.

Im Jahre 2013 hat die Energiekartellbehörde Baden-Württembergs erstmals einen
sogenannten „Musterkriterienkatalog“ veröffentlicht, mit dem das Land versuch-
te, auf die Gestaltung der Verfahren der Konzessionsvergaben positiv Einfluss zu
nehmen. Zudem wurde zu Beginn dieses Jahres das EnWG novelliert. Vor diesem
Hintergrund ist gegenüber dem letzten Antrag in dieser Angelegenheit (Druck -
sache 14/4844) eine aktuelle Beurteilung der rechtlichen und tatsächlichen Lage
im Zusammenhang mit der Vergabe von Konzessionen für Strom- und Gasnetze
seitens der Landesregierung gewünscht und sinnvoll.

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 28. September 2017 Nr. 4-4452.85/234 nimmt das Ministeri-
um für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium für Inneres, Digitalisierung und Migration zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. welche Kommunen seit 2013 für welchen Zeitraum ihre Konzessionen neu und
unter Angabe der maßgeblichen Gründe gemäß § 46 Absatz 3 des Energiewirt-
schaftsgesetzes (EnWG) an welchen Konzessionär vergeben haben; 

Die Strom- und Gaskonzessionsvergaben werden im Land nicht statistisch erfasst.
Anlässlich des Landtagsantrags hat das Ministerium für Inneres, Digitalisierung
und Migration Baden-Württemberg daher unter Bezugnahme auf die Fragen 1 bis 7
bei den Städten und Gemeinden im Land eine Erhebung durchgeführt. Aus den
Anlagen sind die Städte und Gemeinden ersichtlich, die angegeben haben, dass
sie im abgefragten Zeitraum eine Strom- oder/und Gaskonzession neu vergeben
haben. Ebenfalls erfasst sind die von den Städten und Gemeinden angegebenen
Laufzeiten der abgeschlossenen Konzessionsverträge. Den Anlagen sind ferner
die von den Städten und Gemeinden angegebenen maßgeblichen Gründe für ihre
Vergabeentscheidung zu entnehmen.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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2. welche Kommunen seit 2013 nach der Bekanntmachung der Verfahrenseinlei-
tung im Bundesanzeiger auch ihre Vergabeentscheidung zusammen mit den
maßgeblichen Gründen hierfür (§ 46 Absatz 3 EnWG) bekannt gemacht haben;

In der Spalte „Zu Frage 2“ der Anlagen sind die Rückmeldungen der Städte und
Gemeinden zur Frage, ob eine Bekanntmachung erfolgt ist, erfasst. Zu beachten
ist dabei, dass das EnWG in der bis zum 2. Februar 2017 geltenden Fassung eine
Bekanntmachung nur dann vorgesehen hat, wenn sich mehrere Unternehmen um
die Konzession beworben haben, vgl. § 46 Abs. 3 Satz 6 EnWG a. F.

3. welche Kommunen seit 2013 nach der Bekanntmachung der Verfahrenseinlei-
tung im Bundesanzeiger bei einem Wechsel des Konzessionärs auch ihre Ver-
gabeentscheidung (§ 46 Absatz 3 EnWG) bekannt gemacht haben;

Aus der Spalte „Zu Frage 3“ der Anlagen ergibt sich, welche Städte und Gemein-
den im Land mitgeteilt haben, dass sie bei einem Wechsel des Konzessionsneh-
mers auch ihre Vergabeentscheidung bekannt gemacht haben.

4. welche Kommunen seit 2013 nach der Bekanntmachung der Verfahrenseinlei-
tung im Bundesanzeiger auch bekannt gemacht haben, dass das Vergabever-
fahren wiederholt wurde;

Die Städte und Gemeinden, die mitgeteilt haben, eine entsprechende Bekannt -
machung veröffentlicht zu haben, sind aus der Spalte „Zu Frage 4“ der Anlagen
ersichtlich. Insgesamt handelt es sich um elf Strom- und sechs Gaskonzessions-
vergabeverfahren.

5. welche Kommunen seit 2013 auf Veranlassung von Behörden des Landes eine
Wiederholung des Vergabeverfahrens vorgenommen haben;

Auf Veranlassung der Energiekartellbehörde Baden-Württemberg wurden neun
Vergabeverfahren neu durchgeführt. So haben die Städte Süßen, Leimen, Bad
Wimpfen und Freiberg am Neckar sowohl ihre Strom- als auch ihre Gaskonzes -
sionsvergabeverfahren wiederholt. Ferner hat die Gemeinde Lenningen auf Ver-
anlassung der Energiekartellbehörde Baden-Württemberg ihr Stromkonzessions-
vergabeverfahren wiederholt.

Neben den Beanstandungen durch die Energiekartellbehörde des Landes wurde
2016 auch ein Verfahren des Bundeskartellamtes beendet, welches außerhalb des
hier abgefragten Zeitraums eine Stromkonzessionsvergabe der Stadt Titisee-Neu-
stadt aus dem Jahr 2011 betraf. Auch in diesem Fall wurde eine Neudurchführung
des Konzessionsvergabeverfahrens angeordnet.

6. bei welchen Kommunen seit 2013 die Konzessionsvergaben gerichtlich über-
prüft wurden;

Der Spalte „Zu Frage 6“ der Anlagen ist zu entnehmen, bei welchen Städten und
Gemeinden es nach deren Auskunft eine gerichtliche Überprüfung der Konzessi-
onsvergabe gab. Betroffen waren danach vier Strom- und drei Gaskonzessions-
vergaben. Weit überwiegend kam es zu keiner gerichtlichen Auseinandersetzung.

7. welche Kosten den Kommunen im Zuge der Konzessionsvergabeverfahren ent-
standen sind;

Die von den Städten und Gemeinden angegebenen Kosten für das Konzessions-
vergabeverfahren sind der Spalte „Zu Frage 7“ der Anlagen zu entnehmen. Die
Höhe der angegebenen Kosten schwankt stark und dürfte unter anderem davon
abhängen, ob und in welchem Umfang externe (Rechts-)Beratungsleistungen in
Anspruch genommen wurden.
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8. wie sie die gegenwärtige Rechtslage der Konzessionsvergabe beurteilt, insbe-
sondere im Hinblick auf eine mögliche Beteiligung der Energieversorgungsun-
ternehmen an den Kosten des Vergabeverfahrens.

Ein geordneter Wettbewerb um die Netze, wenn auch nur nach Ablauf von langen
Zeiträumen, ist im öffentlichen Interesse. Auch liegt er im unmittelbaren Interesse
der Städte und Gemeinden, weil die in § 1 EnWG normierten Schutzziele, bei-
spielsweise die bestmögliche Versorgungssicherheit oder die Preisgünstigkeit,
den Gemeindeeinwohnerinnen und -einwohnern, der örtlichen Wirtschaft bis hin
zu den gemeindlichen Einrichtungen zugute kommen. 

Den Städten und Gemeinden obliegt daher mit dem Recht und der Pflicht zur Ver-
gabe von Wegenutzungsrechten für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen
zur örtlichen Strom- und Gasversorgung (Konzessionen) eine verantwortungsvol-
le Aufgabe. Sie haben in einem transparenten und diskriminierungsfreien Aus-
wahlverfahren den geeignetsten Bewerber auszuwählen. Dabei hat sich in der
Vergangenheit gezeigt, dass die Konzessionsvergabeverfahren durchaus konflikt-
trächtig sind. Zur Streitbereitschaft der Beteiligten dürfte nicht zuletzt die enorme
wirtschaftliche Bedeutung der Konzessionen beigetragen haben. Sofern sich die
Städte und Gemeinden bzw. Unternehmen mit kommunaler Beteiligung selbst am
Konzessionsvergabeverfahren um die Konzession bewerben, ist zudem auch die
Rolle der Kommune als Akteur und Schiedsrichter zugleich nicht konfliktfrei. Als
problematisch haben sich in der Vergangenheit aber vor allem die wenig konkre-
ten gesetzlichen Vorgaben für die Konzessionsvergabeverfahren erwiesen, auch
wenn die Rechtsprechung nach und nach für mehr Klarheit gesorgt hat.

Vor diesem Hintergrund wurden mit Wirkung zum 3. Februar 2017 die Vorschrif-
ten des EnWG zur örtlichen Strom- und Gasnetzkonzessionsvergabe novelliert
(Gesetz zur Änderung der Vorschriften zur Vergabe von Wegenutzungsrechten
zur leitungsgebundenen Energieversorgung vom 27. Januar 2017, BGBl. I 2017
S. 130). Dadurch sollte mehr Rechtssicherheit für die Durchführung von Konzes-
sionsvergabeverfahren geschaffen werden.

Dabei wurde insbesondere der Auskunftsanspruch der Städte und Gemeinden ge-
genüber dem Altkonzessionär präzisiert, damit allen Bewerbern die erforderlichen
Daten über die wirtschaftliche Situation des Netzes zur Verfügung stehen. Ferner
wurde die Bestimmung der wirtschaftlich angemessenen Vergütung für das Netz
konkretisiert, um Streit über die Höhe des Netzkaufpreises möglichst zu vermei-
den. Darüber hinaus sieht das Gesetz im Interesse der Städte und Gemeinden nun-
mehr eine grundsätzliche Verpflichtung des Altkonzessionärs zur Weiterzahlung
der Konzessionsabgaben auch nach Ablauf des Konzessionsvertrages vor. Zudem
wurde, um für Rechtssicherheit zu sorgen, ein zeitlich gestaffeltes Rügeregime
eingeführt. Soweit ein Bewerber davon absieht, Fehler rechtzeitig zu rügen, ist er
mit der Geltendmachung der Rechtsverletzung später präkludiert. Entsprechendes
gilt, wenn er bei der Nichtabhilfe seiner Rüge keinen Rechtsschutz im Wege des
einstweiligen Rechtsschutzes vor den ordentlichen Gerichten in Anspruch nimmt,
wobei der Streitwert solcher Verfahren auf maximal 100.000 Euro begrenzt wur-
de. Schließlich wurden die Anforderungen an die bei der Auswahlentscheidung
heranzuziehenden Kriterien und ihre Gewichtung teilweise neu gefasst. Unter
Wahrung netzwirtschaftlicher Anforderungen, insbesondere der Versorgungs -
sicherheit und der Kosteneffizienz, können auch Angelegenheiten der örtlichen
Gemeinschaft berücksichtigt werden.

Auch wenn noch abzuwarten bleibt, wie sich die Neuregelungen über einen län-
geren Zeitraum in der Praxis bewähren, kann zumindest für die formellen Neure-
gelungen davon ausgegangen werden, dass sie zu einer Verbesserung der Rechts-
sicherheit im Konzessionsvergabeverfahren beitragen werden. Dies gilt gerade für
die Einführung des Rügeregimes. Hierdurch kann vor allem vermieden werden,
dass Beanstandungen der Bekanntmachung oder des Kriterienkatalogs erst am
Ende des Konzessionsvergabeverfahrens geltend gemacht werden. Damit wird ei-
ne frühzeitige Heilung von Fehlern im Konzessionsvergabeverfahren ermöglicht.
Dies kann eine mit zusätzlichen Kosten verbundene, weitgehende Wiederholung
des Vergabeverfahrens verhindern. Damit werden gerade auch die Möglichkeiten
eines unterlegenen Altkonzessionärs eingeschränkt, sich erst nach der Vergabe-
entscheidung im Streit um den Netzkaufpreis auf Fehler im Vergabeverfahren zu
berufen, um noch zu einem späten Zeitpunkt eine Wiederholung des Vergabever-



5

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 2378

fahrens zu erwirken. Dies trägt zu einer Stärkung des fairen Wettbewerbs, an des-
sen Ende ein Konzessionsnehmerwechsel stehen kann, bei. 

Hinsichtlich der am 3. Februar 2017 in Kraft getretenen Änderung des § 46 Abs. 4
EnWG ist allerdings nicht auszuschließen, dass zu der Neufassung der bei der
Vergabeentscheidung heranzuziehenden Auswahlkriterien je nach Interessenlage
erneut verschiedene Rechtsansichten geltend gemacht werden. Andererseits hat
der Gesetzgeber von einer grundlegenden Neuregelung der Auswahlkriterien be-
wusst Abstand genommen. Zweckmäßigerweise wollte man neue Rechtsunsicher-
heiten angesichts der umfänglichen Rechtsprechung möglichst vermeiden. Vor
diesem Hintergrund war und ist eine grundlegende Änderung des Musterkriterien-
katalogs der Energiekartellbehörde Baden-Württemberg infolge der Novellierung
des EnWG derzeit nicht angezeigt.

Eine generelle Beteiligung der Energieversorgungsunternehmen an den Kosten
des Vergabeverfahrens, etwa in Form eines von den Bewerbern zu zahlenden
„Startgelds“, erscheint hingegen nicht sachgerecht. Es ist Aufgabe der Gemeinde,
ein diskriminierungsfreies Auswahlverfahren durchzuführen, weshalb es nicht an-
gezeigt erscheint, den Bewerbern die Kosten des Auswahlverfahrens aufzuerle-
gen, zumal zusätzliche Bewerbungshürden zum Absprung von Interessenten
führen können. Bei Betrachtung der weithin üblichen Konzessionsvertragslaufzei-
ten von in der Regel 20 Jahren und dem Umfang der Konzessionsabgaben als Ge-
genleistung erscheinen die Kosten für die Durchführung von Vergabeverfahren
nicht unverhältnismäßig.

Untersteller

Minister für Umwelt,
Klima und Energiewirtschaft
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